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Konzentration in der EWG als wirtschaftspolitische 
Aufgabe
Christ ian ifranck, Frankfurt/Main

Die  wettbewerbspolitisdie Konzeption der Euro­
päischen Wirtschaftsgemeinschaft nimmt mehr und 

mehr Gestalt an. Erstmalig deutet sich jetzt die M ög­
lichkeit an, die Antikartellpolitik der EWG durch eine  
Antimonopolpolitik zu ergänzen. Damit würde das 
Instrumentarium der EWG-Kommission zur Erhaltung 
eines funktionsfähigen W ettbewerbs innerhalb des 
Gemeinsamen Marktes wesentlich verbessert werden.

Das —  noch vorsichtige — Bemühen der EWG-Kom­
m ission um eine Antimonopolpolitik kommt nicht von  
ungefähr. Es ist die wirtschaftsordnungspolitische Kehr­
seite  einer zunächst durchaus konzentrationsfördernden  
Politik. Die EWG-Kommission hat sich der heute w eit 
verbreiteten Auffassung von der N otw endigkeit und 
Nützlichkeit einer verstärkten unternehmerischen Kon­
zentration angesdilossen. Sie vertritt damit w eniger  
die These, daß die Unternehmenskonzentration schick­
salhaft sei, sondern sieht in ihrer Gestaltung eine  
ganz konkrete wirtschaftspolitische Aufgabe.

BRUSSELS JA ZUR KONZENTRATION

D ie EWG-Kommission ist ebenso w ie die Union 
der Industrien der Europäischen W irtschaftsgemein­
schaft (UNICE) der Meinung, daß die europäischen 
Unternehm en für die W ettbewerbsverhältnisse auf 
dem gemeinsamen Marktgebiet zu klein sind. Das gilt 
auch im Vergleich zu den amerikanischen und japa­
nischen Unternehmen, die von dem dynamischen EWG- 
Markt immer stärker angezogen werden. D ie EWG- 
Kommission ist aus diesem Grunde von der N otw en­
digkeit größerer Unternehmen überzeugt.

D ie allgem ein festzustellende Konzentrationsbewegung 
so ll daher gefördert werden. Nicht aus Selbstzweck  
oder einem  Hang zur M egalomanie, vielm ehr zur 
besseren  Verwirklichung der Ziele des EWG-Vertra­
ges. Das technologisch bedingte Betriebsgrößenopti­
mum ist gewachsen. V iele moderne Produktionsver­
fahren können nur in größeren Serien rentabel arbei­
ten. Verringerung der Produktionskosten, höhere Ren­
tabilität und Beschleunigung des technischen Fort­
schritts führen dank eines funktionsfähigen W ettbe­
werbs zu einer Verbesserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lebensbedingungen der Bevölkerung.

Eine allgem eingültige A ussage über d ie  optimale 
Größe eines Betriebes und eines Unternehmens ist

auch der EWG-Kommission nicht möglich. Sie denkt 
auch nicht daran, dem Großbetrieb schlechthin das 
Wort zu reden. Es kann nicht Ziel einer wettbewerbs­
orientierten Konzentrationspolitik sein, den Großbe­
trieb generell zu befürworten, seine N otwendigkeit 
oder seine Zweckmäßigkeit bedingungslos zu bejahen.

KEINE AUFGABE DES KLEIN- UND MITTELBETRIEBS

Der W ettbewerb ist immer auch Ergebnis bestimmter 
Marktstrukturen. Keinesw egs ist es das Verhalten der 
Marktteilnehmer allein, das über die Intensität des 
W ettbewerbs entscheidet. Aus diesem Grunde kommt 
den Klein- und M ittelbetrieben für das Funktionieren 
des W ettbewerbssystem s eine besondere Bedeutung 
zu. Es muß sichergestellt werden, daß sie bei 
wachsender Unternehmenskonzentration weiterhin ihre 
spezifischen Aufgaben erfüllen können. Die EWG- 
Kommission hat deshalb begonnen, die wichtigsten  
Nachteile, die Klein- und M ittelbetriebe im allgem ei­
nen gegenüber Großbetrieben haben, aufzuheben. Er­
wähnt seien hier nur die Bemühungen um ein w ett­
bewerbsneutrales M ehrwertsteuersystem und die Pro­
pagierung zwischenbetrieblicher Kooperationsvorteile.

Eine Gemeinschaftspolitik zugunsten von Klein- und 
Mittelbetrieben kann jedoch nicht die Aufrechterhal­
tung veralteter und gewohnter Wirtschafts- und Indu­
striestrukturen bezwecken. Eine solche Politik liegt 
nicht im Interesse der EWG. Ziel ist vielmehr, auch den 
Klein- und M ittelbetrieben die Anpassung an die 
neuen Marktbedingungen zu erleichtern. Der A uslese­
prozeß des Marktes soll nicht beeinträchtigt werden.

Die Verwirklichung des Gemeinsamen Marktes er­
fordert eine Neuorientierung der Politik zur Gestal­
tung der Wirtschaftsstrukturen. Aus diesem Grunde 
sollen vor allem Zusammenschlüsse zu Großunterneh­
men zwecks Steigerung der Produktivität gefördert 
werden. Das gilt insbesondere für Unternehmenszu­
sammenschlüsse über die nationalen Grenzen hinweg. 
Hier bestehen vorläufig noch eine Reihe von gesell­
schaftsrechtlichen und steuerlichen Hemmnissen. Sie 
haben die Anpassung der Unternehmen an die neuen  
M arktverhältnisse bisher erschwert. Folgerichtig stellt 
die EWG-Kommission die Beseitigung der Hindernisse 
aus Steuer- und Gesellschaftsrecht in den Vordergrund 
ihrer konzentrationsfördernden Bemühungen.
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Die von gesellsdiaftsrechtlidien Vorsdiriften betroffene 
w irtsdiaftlidie Konzentration vollzieht sid i vor allem  
durdi finanzielle Beteiligung eines Unternehmens an 
anderen Unterehmen, sow ie durdi Verschmelzung 
bisher reditlidi selbständiger Unternehmen zu einem  
neuen Unternehmen.

Das nationale G esellsdiaftsredit hat der Unterneh­
menskonzentration in den einzelnen EWG-Staaten 
untersdiiedlidie M ittel zur Verfügung gestellt. Das 
gilt z. B. für die nationale und internationale Fusion.

Die gesellsd iaftsreditlid ien  Vorsdiriften für den natio­
nalen Bereidi haben dazu geführt, daß in Deutsdiland  
der Beteiligungserwerb eine besondere Rolle spielt. In 
Ländern des romanisdien Reditskreises hingegen, vor 
allem in Frankreidi, Italien und Belgien, steht die 
Fusion im Vordergrund.

Das internationale Fusionsredit, also die Vorschrif­
ten über die Fusion von Unternehmen verschiedener 
Staaten, ist nahezu in allen EWG-Ländem konzentra­
tionshemmend. Nur Italien madit eine gew isse A us­
nahme.

UNTERSCHIEDLICHE STEUERRECHTLICHE BEHANDLUNG

Die W ahl der Konzentrationsmittel —  d. h. der jew ei­
ligen Rechtsform —  erfolgt in allen EWG-Staaten 
überwiegend unter dem Einfluß ihrer steuerreditlidien  
Behandlung. A udi hier lassen sid i erheblidie nationale 
U ntersdiiede feststellen. Zunädist einmal unterliegt 
der Vorgang der Konzentration untersdiiedlidien steu- 
erlidien Bedingungen (bei der Fusion z. B. in der er- 
tragsteuerpfliditigen Behandlung nodi nidit versteu­
erter Rücklagen, Gewinne und stiller Reserven). Neben 
die Untersdiiede in den steuerlidien Reditsvorsdiriften 
für nationale Fusionen treten w eitere für internatio­
nale Fusionen.

Jedodi wird nicht nur der Konzentrationsvorgang 
selbst, sondern audi die Form der aus ihm entstan­
denen neuen W irtsdiaftseinheit durch Steuervorsdirif- 
ten beeinflußt. A llerdings ist hiervon w eniger die 
Konzentration durdi Fusion als durdi Beteiligung be­
troffen. B eispielsw eise bilden die steuerlidien Vor­
sdiriften für G ewinne und Dividenden bei Mutter- 
und T oditergesellsdiaften (Doppelbesteuerung) sow ohl 
auf nationaler als audi auf internationaler Ebene 
ernsthafte Konzentrationshindernisse.

Die EWG-Kommision hat d ie gesellsdiaftsrechtlidie 
und steuerlidie Situation in den einzelnen M itglieds­
staaten genau untersudit. Sie befürditet, daß die Un­
tersdiiede zw isdien den nationalen Reditsformen und 
den steuerlidien Belastungen der Unternehmenskon­
zentration mit zunehmender Integration der Märkte 
zu einem untersdiiedlidien Grad w irtsdiaftlidier Kon­
zentration, zu Standortverlagerungen, W ettbewerbs­
verfälsdiungen oder zumindest W ettbewerbs V e r z e r r u n ­

gen führen. Sie strebt deshalb eine Angleichung des 
einzelstaatlichen Gesellsdiafts- und Steuerredits an.

AUF DEM WEGE ZU EINEM EWO-RECHT?

Aber die EWG-Kommission beabsiditigt, nodi einen  
Sdiritt w eiter zu gehen. Sie m ödite ein neues Gemein- 
sdiaftsredit sdiaffen. Es so ll die bestehenden Lüdcen 
im G esellsdiaftsredit und im internationalen Privat­
recht sdiließen, die bisher eine internationale Fusion 
ersdiweren oder nid it zulassen.

Der A rtikel 220, Absatz 3 EWGV sieht die M öglidi- 
keit vor, ein gemeinsdiaftliches Fusionsredit zur För­
derung der internationalen Fusion zu erlassen. D iese 
internationale Fusion könnte sid i z. B. in der Form 
einer „Europäisdien H andelsgesellsdiaft mit europäi- 
sdiem Statut" vollziehen. D iese neue Reditsform würde 
das Problem der Sitzverlegung gesellsdiaftsreditlid i 
gegenstandslos machen. ZurFusion innerhalb der EWG 
müßten die G esellsdiaften der einzelnen EWG-Staaten 
die neue gem einsdiaftlidie Rechtsform unter Beibe­
haltung ihrer Rechtspersönlichkeit annehmen. Sie müß­
ten sid i also in eine „Europäische Handelsgesellschaft 
mit europäisdiem Statut" umwandeln. Dann könnten  
sie nach dem Fusionsrecht der neuen Reditsform fusio­
nieren (Fusion durch Absorption). Denkbar wäre audi, 
daß zw ei Gesellschaften aus zw ei EWG-Ländern durdi 
Neugründung einer „Europäisdien H andelsgesellsdiaft 
mit europäisdiem Statut“ in dieser G esellsdiaft auf­
gehen (Fusion durdi Neugründung).

Dem Bemühen der EWG-Kommission, w irtsdiaftlidi 
vernünftige Unternehmenszusammensdilüsse durdi den 
Abbau künstlicher Hemmnisse zu fördern, steht die 
Aufgabe gegenüber, innerhalb der EWG einen funk­
tionsfähigen W ettbewerb zu erhalten.

ZIEL: FUNKTIONSFÄHIGER WETTBEWERB

Die Kommission nimmt d iese Aufgabe sehr ernst. Sie 
ist w eder bereit, die französisdie und belg isd ie Kon­
zentrationsfreudigkeit zu teilen, nodi der These Sta­
lins, daß die Konzentration unaufhaltsam sei, zu ver­
fallen.

Die Formen der Konzentration sind gestaltbar. Sdion  
deshalb, w eil sie  von Gesetzgebung und Reditspre- 
diung gesdiaffen oder anerkannt worden sind. Die Ge­
staltung der Konzentrationsphänomene bleibt eine 
w irtsdiaftspolitisdie Aufgabe. Ein liberales Wirt- 
sdiaftssystem  kann auf die Lösung dieser Aufgabe 
nicht verzichten. Die aus der Konzentration resultie­
rende M onopolisierungsgefahr ist d ie A diillesferse  
jeder M arktwirtsdiaft. Der marktwirtsdiaftlidie Len- 
kungsmedianismus versagt an dieser Stelle. Das markt- 
w irtsdiaftlidie System  entwidcelt selbst keine Kräfte, 
um eine Hauptvoraussetzung seines Funktionierens zu 
verteidigen: den W ettbewerb.

Die W irtsdiaftspolitik muß diesen Konstruktionsfehler 
zu korrigieren versuchen. Das ist jedoch nicht ganz 
einfadi. Eine Antikartellpolitik ist leichter durchzuset­
zen als eine Antim onopolpolitik. Eine Marktmonopo­
lisierung kann häufig nur durch Rückgängigmachung 
oder Korrektur von Investitionen abgebaut werden.
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Zudem  bestehen keine zuverlässigen Vorstellungen  
über d ie  Höhe des marktwirtsdiaftlidi nodi vertret­
baren Fehlerkoeffizienten. Ab wann ist das markt- 
w irtsd iaftlid ie  System durdi die M onopolisierung in 
se in er Funktionsfähigkeit und seinem Freiheitsgehalt 
gefährdet?

D ie deutsche W ettbewerbspolitik hat auf eine konse­
q uente Antimonopolpolitik verziditet. Erst bei Miß- 
braudi einer marktbeherrsdienden Stellung sdialtet 
sid i das Bundeskartellamt ein, n idit jedodi bei Be­
steh en  oder bei der Bildung marktbeherrsdiender 
Stellungen. Hier eine Lösung zu finden, ist nadi A n­
sid it der Bundesregierung vornehmlidi die Aufgabe 
einer gemeinsamen europäisdien W ettbewerbspolitik.

D ie EWG-Kommission hat sid i dieser A ufgabe nun­
m ehr angenommen. N odi sehr vorsiditig zwar,- aber 
die Riditung des W eges ist gew iesen.

SORGENKIND: MONOPOL

M it w eldier Vorsidit die EWG-Kommission an das 
Problem  herangeht, vermag folgender Satz zu verdeut- 
lid ien : „Es entspridit der von der Kommission ver­
fo lg ten  Politik, den Inhalt der Verbote der A rtikel 85 
und 86 nidit abstrakt, sondern anhand von Einzelfällen  
durdi die allmählidie Entwidclung einer Entsdieidungs- 
praxis zu bestimmen. Die Kommission wird d iese Po­
litik  audi hinsiditlidi der Frage verfolgen, inw iew eit 
Unternehmenskonzentrationen durdi die Artikel 85 und 
86 verboten sind."

Ausgangspunkt der Brüsseler Überlegungen sind also 
die W ettbewerbsregeln der Artikel 85 ff. des EWG- 
Vertrages. ')

Die Kommission ist der Ansidit, daß der A rtikel 85 
EWGV (Kartellverbot) nicht auf Unternehmenszusam- 
m ensdilüsse (Fusion, Beteiligungserwerb, Erwerb von  
Vermögensteilen) anwendbar ist. Inhalt, Rechtstedinik, 
R editsfolgen und Zweck dieses Artikels sprechen für 
eine Beibehaltung der aügmein üblidien Differenzie­
rung in der rechtlichen Behandlung von Kartellen und 
Unternehmenskonzentrationen. Eine Anwendbarkeit 
des Artikels 85 auf Unternehmenszusammenschlüsse 
ist nur gegeben, wenn eindeutig Kartellbestände er­
füllt sind (z.B. bei der Gründung von Gemeinschafts­
unternehmen). Dieser A nsidit ist auch die Mehrheit 
der Professorengruppe, die mit der „Untersuchung 
über die Zusammenhänge zw isdien Kartellpolitik (Ar­
tikel 85) und Unternehmenskonzentration" betraut 
war.

Anwendbar auf die Unternehmenskonzentration ist der 
Artikel 86 EWGV. Die Monopolvorschrift der EWG 
verbietet die mißbräuchliche Ausnutzung beherrschen­
der Stellungen auf dem gemeinsamen Marktgebiet. Sie 
ist also grundsätzlich nur eine Mißbrauchsgesetzge­
bung. Die Unternehmenskonzentration selbst wird 
ohne Rücksicht auf ihre rechtliche Erscheinungsform  
erfaßt.

1) EWG-Kommission: Das Problem  der U nternehm enskonzentration 
im Gem einsamen M arkt. B rüssel 1965.
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Unternehmenszusammenschlüsse unterliegen dem Ar­
tikel 86 des EWG-Vertrages und dem Artikel 3 der 
Durchführungsverordnung Nr. 17, w enn folgende Tat­
bestandsmerkmale erfüllt sind:
□  Ein oder mehrere Unternehmen verfügen über eine 

beherrschende Stellung auf dem Gemeinsamen 
Markt.

□  Es liegt eine mißbräuchliche Ausnutzung dieser be­
herrschenden Stellung vor.

□  Der Handel zwischen den M itgliedstaaten kann da­
durch beeinträchtigt werden.

D iese Kriterien werden von der EWG-Kommission 
näher erläutert. So liegt eine beherrschende Stellung 
nicht nur dann vor, w enn das Unternehmen marktbe­
herrschend ist. Eine marktbeherrschende Stellung wird 
nicht auf Grund rein quantitativer Elemente einer ge­
gebenen Marktstruktur definiert. Ausschlaggebend ist 
die Fähigkeit, „einen wesentlichen und für das beherr­
schende Unternehmen im Prinzip voraussehbaren Ein­
fluß auf das Marktgeschehen auszuüben". Ursachen 
dieser Marktmacht können im Bereich der Produktion, 
des Vertriebs oder der Finanzkraft liegen. Eine solche 
marktbeherrschende Stellung ist in der Regel mit 
oligopolistischer Preisführerschaft verbunden. Eine 
exakte Definition der die marktbeherrschende Stellung  
begründenden wirtschaftlichen Fähigkeit muß dem  
konkreten Einzelfall Vorbehalten bleiben.

Auch dem Begriff der „mißbräuchlichen Ausnutzung" 
gibt die Kommission keinen rechten Inhalt. Sie be­
schränkt sich darauf, zu sagen: „Mißbräuchlich ist die 
Ausnutzung dann, w enn sich das Verhalten des Unter­
nehmens im Hinblick auf die im Vertrag festgelegten  
Zielsetzungen objektiv als fehl verhaltend darstellt." 
Das ist nicht gerade sehr konkret. A llerdings werden  
im Artikel 86 EWGV ein ige B eispiele solchen V er­
haltens aufgezählt. Dazu gehören die Erzwingung un­
angem essener Einkaufs- oder Verkaufspreise und Ge­
schäftsbedingungen, die Einschränkung der Produktion 
und des Absatzes zum Schaden der Verbraucher sow ie  
die Anwendung unterschiedlicher Bedingungen bei 
gleichwertigen Leistungen gegenüber einzelnen Han­
delspartnern. Aber auch ruinöser Preiswettbewerb 
oder eine Unternehmenspolitik, die darauf ausgerich­
tet ist, schwächere Unternehmen in das beherrschende 
Unternehmen einzubringen (Fusion), bedeuten eine 
mißbräuchliche Ausnutzung der beherrschenden 
Stellung.

DIE PROBLEMATIK DER ANTIMONOPOLPOLITIK

An diesem Punkt nun setzt die Problematik einer 
Antim onopolpolitik ein. Die herkömmliche Mißbrauchs­
gesetzgebung —  auch der Artikel 86 EWGV — läßt 
grundsätzlich das Bestehen und das Zustandekommen 
beherrschender Stellungen zu. D ie Kommission jedoch 
hat die daraus resultierenden Gefahren für die Funk­
tionsfähigkeit des W ettbewerbs erkannt. Die entschei­
dende und neuartige These ihrer Konzentrationspolitik 
ist deshalb darin zu sehen, daß sie bereit ist, in dem 
Entstehen einer übermäßigen Marktmacht bereits einen  
Mißbrauchsfall zu sehen. Das heißt aber, je  w eiter sich 
ein Unternehmen durch Fusion und Aufkauf von Kon­

kurrenzunternehmen einer M onopolsituation nähert, 
desto eher muß in dem Konzentrationsvorgang selbst 
ein Schritt in die Mißbrauchszone gesehen  werden.

Ein effektiver Mißbrauch kann auch hier wiederum  
nur im konkreten Einzelfall festgestellt werden. Im­
merhin jedoch wird ein  erster Schritt zu einem  Verbot 
der Errichtung von Marktmacht gewagt. Ihm liegt die 
Erkenntnis zugrunde, daß eine M onopolsituation die­
selben schädlichen W irkungen w ie  die in A rtikel 86 
EWGV erwähnten V erhaltensw eisen haben kann. 
Ohne Zweifel vermag eine M onopolstellung den A n­
reiz zu technischen W eiterentwicklungen einzuschrän­
ken oder zu beseitigen. Einfach deshalb, w eil kein  
W ettbewerb mehr vorhanden ist. Fehlender W ettbe­
werb kann sich auf Produktion und Preise nachteilig 
auswirken, ohne daß im Einzelfall eine effektive, der 
herkömmlichen Auffassung entsprechende „mißbräuch­
liche Ausnutzung" vorzuliegen braucht. Die Erstarrung 
der Marktstruktur hebt den Zwang zu wettbew erbs­
orientiertem Verhalten auf und führt zur Verkümme­
rung unternehmerischer Fähigkeiten. Eine optimale 
wirtschaftliche Entwicklung wird verhindert.

WIDER DIE VERMACHTUNG DER MÄRKTE

Der vorsichtige Schritt der EWG-Kommission, die tra­
ditionelle Mißbrauchsgesetzgebung für Unternehmens­
konzentration durch eine Antim onopolpolitik zu er­
weitern, ist ein hoffnungsvoller Beginn, der zunehmen­
den Vermachtung der Märkte zu begegnen. Auf diesem  
Hintergrund können die Bemühungen der EWG-Kom­
mission um den Abbau der steuerrechtlichen und 
gesellschaftsrechtlichen Hindernisse auf dem W eg zu 
einer verstärkten produktivitätsorientierten Unterneh­
menskonzentration ohne wettbewerbspolitische Beden­
ken gesehen werden. Sie gibt grünes Licht für ver­
stärkte Unternehmenszusammenschlüsse und für einen  
oligopolistischen W ettbewerb. Sie setzt rotes Licht für 
M onopolsituationen und W ettbewerbsbeschränkungen.

Das gilt für alle Unternehmen. A lso  auch für Unter­
nehmen, die aus Ländern außerhalb der Gemeinschaft 
stammen und sich mit ihrer großen Finanz- und Markt­
macht innerhalb der EWG betätigen. Die Funktions­
fähigkeit des W ettbewerbs soll durch niemanden ge­
fährdet werden. Hierfür w ill die EWG-Kommission 
Sorge tragen.

Die Diskussion der K om m issionsvorstellungen über 
das Problem der Unternehmenskonzentration in den 
M itgliedstaaten wird zeigen, von wem  und inw iew eit 
sie Schützenhilfe erhalten werden. D ie Bonner Ein­
stellung wird ihr Schicksal entscheidend beeinflussen. 
Wichtig ist, daß das Gesamtkonzept erhalten bleibt. 
Und dies besteht erstens in der Beseitigung der Hin­
dernisse, die sich gegenw ärtig produktivitätsorientier­
ten Unternehmenszusammenschlüssen über die natio­
nalen Grenzen hinw eg entgegenstellen, zw eitens in 
der Verbesserung der W ettbewerbsfähigkeit der Klein- 
und M ittelbetriebe und drittens in einer Verschärfung 
der Kontrolle von  Unternehmenszusammenschlüssen, 
die zu einer M onopolisierung des Marktes innerhalb 
der EWG führen.
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